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Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigteé„„„°„„„„„„„„„gooc„„„oo„„p„

@ e g e n

°°°annoooooooooooooaaeoooanocoooocxaaoooovognooao,

Beklagte und Revisionsbeklagte°

’ Der 1° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 100 Februar 1972 durch

Präsident ‘ Prof; Dro U a n n a g a t
- Vorsitzender «„

Bundesrichter Dr(; S c h u b e r t „
Bundesrichter ' S c h m i d t h a l s
Bundessozialrichter Dr„ C o n r a d y und

Bund ssozialrichter B e n e d y o z u k

'für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Baden—Württenberg vom
16° März 1971 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsver—

fahrens sind nicht zu erstatteno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Q_r ü n d e_- , —- .. -.——-- _

‚L

Der Rechtsstreit betrifft die Frage, ob beim Aufschub der

Nachentrichtung von Beiträgen wegen Ubertritts in eine
_

andere, ebenfalls versicherungsfreie Beschäftigung (@ 18M?55

Abs° 6 des Angestelltenversicherungsgesetzes — AVG— aF) V

die Nachversicherung für die Zeit der ersten versicherunge—

freien Beschäftigung durchzuführen ist‚ wenn eineHinter—

bliebenenversorgung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen

nur auf Grund der zuletzt ausgeübten‚ nicht aber aus der

vorangegangenen versicherungsfreien Beschäftigung ge—

währtwird„ ' ' ’

Die Klägerin begehrt von der Beklagten die Nachversicherung ?

ihres am 5° Juni 1940 gefallenen Ehemannes für die Zeit vom.”

1° April 1929 bis 14° Juli 1954 in der Angestelltenver-

sicherung (AV)„ Ihr Ehemann war bis zum 50° April 1920 ;;X„_q

Berufsoffiziero Danach war er bis März 1929 mit Unter—
‚

19

_brechungen als Angestellter versicherungspflichtig be—‘Qdfth

schäftigt° Vom1„ April 1929bis zum14° Juli 1954war ér-L'V
Dienstordnungsangestellter bei der Norddeutschen Metall—

Berufsgenossenschaft und in der AV versicherungsfrei° Er

trat am 15° Juli 1954 als Berufsoffizier in die damalige

Reichswehr ein und wurde später in die Deutsche Wehrmacht
überführt° lach seinem Tod erhielten die Klägerin und

seine Kinder Hinterbliebenenversorgung„_ ' ' ' '

Im August 1955 ist die Klägerin in die Bundesrepublik

zugezogen° Seit dem 1„ September 1955 erhält sie auf

Grund des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse
der unter Art„ 151 des Grundgesetzes (GG) fallenden Per—

sonen (G_151) Hinterbliebenenversorgung° Bei der Berech—

nung ihres Witwengeldes nach dem G 151 war die Zeit vom

93 _.3
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1„ April 1929 bis zum 14„ Juli 1954 zunächst nicht als
ruhegehaltsfähige Dienstzeit berücksichtigt worden°

Die Klägerin, die von der Beklagten aus den zur AV ent—

richteten Beiträgen vom 1° September 1955 an Witwenrente

erhält, beantragte deshalb, ihren Ehemann für die Zeit

vom 1° April 1929 bis zum 14° Juli 1954 nachzuversicherno

Die Beklagte lehnte diesen Antrag durch Bescheid vom

10° März 1964 in der Fassung des Widerspruchsbescheides

vom 140 Mai 1964 mit der Begründung ab, da aus der
letzten versicherungsfreien Beschäftigung lebenslängliche
Versorgung gewährt werde, sei die Nachversicherung für

die am 14° Juli 1934 beendete Beschäftigung nicht möglich°

Das Sozialgericht (SG) Stuttgart hat durch Urteil vom
{_

20. Dezember 1967 die Beklagte verurteilt, die Nachver—

sicherung vom lo April 1929 bis zum 14, Juli 1954 durch—

zuführen° Es hat die Auffassung vertreten, zwar sei der

Ehemann der Klägerin bei seinem unversorgten Ausscheiden

aus der versicherungsfreien Beschäftigung bei der Nord—

deutschen Metall— Berufsgenossenschaft am 14° Juli 1934

zunächst nicht nachzuversichern gewesen; durch seinen

Übertritt in eine ebenfalls versicherungsfreie Tätigkeit

als Berufsoffizier sei die Nachversicherung vielmehr

vorerst aufgeschoben gewesen (5 18 Abs° 1 und Abs° 6

AVG idF des Gesetzes zur Änderung der Reichsversicherungs—

ordnung, des Angestelltenversicherungsgesetzes und des

Reichsknappschaftsgesetzes vom 29° März 1928 — BGBl I

117 ( Änderungsgesetz vom 29° März 1928)° Der Anspruch

auf Nachentrichtung der Beiträge habe indes nach S 18

Abs, 6 Satz 5 AVG idF des Änderungsgesetzes vom 29, März
1928 (AVG aF) unter der auflösenden Bedingung der Ge—

währung von Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente (@ 11 AVG

aF) aus der zweiten oder einer sich anschließenden ,
*
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'weiteren versicherungsfreien Beschäftigung gestanden°

‘
Dabei habe aber nicht jeder Bezug von Ruhegehalt oder

Hinterbliebenenversorgung den Nachversicherungsanspruch
.

zum Erlöschen gebracht° Die Nachversicherung sei nur ent-.iü

fallen‚ wenn die Versorgung gerade auch aus der für die} .

Nachversicherung in Rede stehenden Zeit gewährt werde° '

Die Nachversicherung bezwecke, den versicherungsfrei
.„

Beschäftigten nicht schlechter zu stellen als den ver—'Vv

sicherungspflichtig Beschäftigten° Dieses Ziel würde nur

unvollständig erreicht, wenn im Falle des Aufschubs der
> :

Nachversicherung jeder An5pruch auf Ruhegeld oder Hinter—fgf;

bliebenenversorgung aus der letzten versicherungsfreien ‚„„„

'_Beschäftigung die Nachversicherung endgültig ausschlösse„fjff

Deshalb sei der NachversicherungsansPruch bestehen ge—
„sf}*i

blieben, als nach dem Tod des Versicherten seine Hinter— .;Ü■

bliebenen seit 1940 Hinterbliebenehversorgung nur auf ".
Grund der letzten versicherungsfreien Tätigkeit bezogen '

.
hätten, Ebenso sei während der Geltung des 5 1242 a Abs° 54::

‚Satz 5 der Reichsversicherungsordnung (RVG) idF der-■“er}ßß?

Ersten Verordnung zur Vereinfachung des Leistungs— und;;h”'*

Beitragsrechts in der Sozialversicherung vom 17° März :,

1945 —BGBl I 41 — (l° Vereian0 vom 17° März 1945)‚ der
gemäß Art„ 6 dieser V0. auf Grund der Neufassung des 5 l

„AVG auch in der Angestelltenversicherung gegolten habe9 ;;Ü°

die Nachversicherung nur dann entfallen‚ wenn die Ver— ‘

sorgung gerade auch aus der für die Nachversicherung in

Rede stehenden Zeit gewährt worden sei°

'Dieser An3pruch habe bis zum Inkrafttreten der Sozialver-
sicherungsanordnung Nr° 14 (SVA Nr° 14) vom 19° Juli 1947 «
Arbeitsblatt für die Britische Zone 1947, 240 - bestanden.

Nach Nr° 2 Buchst° c der SVA Nr° 14 sei dann allerdings

der Nachversicherungsanspruch ausgeschlossen gewesen‚
weil der Versicherte aus seiner versicherungsfreien Be-K

schäftigung bei der Norddeutschen Metall—Berufsgenossen— fÜÄ

- 5 _ _.
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schaft freiwillig ausgeschieden sei° Diese Vorschrift
habe aber in der ehemaligen Britischen Besatzungszone

nur bis zum 28" Februar 1957 gegolten° Der hier vor—

liegende Sachverhalt werde somit jetzt von Art„ 2 5 4
Abs„ 2 des Angestelltenversieherungs—Neuregelungsge—

setzes (AnVNG) erfaßt, so daß der Ehemann der Klägerin

nach dieser Vorschrift nachzuversichern sei„ 5 125 Abs°2

AVG stehe dem Nachversicherungsanspruch ebensowenig

entgegen wie der frühere 3 1242 a Abs„ 5 Satz 5 EVO aF°

Die für das alte Recht dargelegten Gedankengänge hätten
erst recht für den heutigen Rechtszustand zu gelten°

..Gegen das Urteil hat nie Beklagte Berufung eingelegt°

Während des Berufungsverfahrens wurde auf Grund einer

Änderung des 5 55 Abs; 1 G 151 nach dem Bescheid des
Regierungspräsidiums Nordwürttemberg vom 50° Januar

1969 für die Berechnung des Uitwengeldes der Klägerin

mit Wirkung vom 10 Januar 1967 auch die Zeit vom 1° Mai

1920 bis zum 14„ Juli 1954 als ruhegehaltsfähige Dienst—

zeit zu 2/5 berücksichtigt und das Witwengeld vom 10 Ja—

nuar 1967 an neu mit 1„005‚68 DM monatlich festgesetzt°

Das Landessozialgerieht (LSG) Baden—Württemberg hat

durch Urteil vom16° März 1971 unter Zulassung der

Revision das Urteil des SG Stuttgart aufgehoben und die

Klage abgewiesen„ Die Voraussetzungen der Naehver—

sicherung
— so hat das LSG ausgeführt — seien den recht—

lichen Bestimmungen zu entnehmen‚ die beim Eintritt

des Nachversieherungsfalles gegolten hätten° Hiernach

sei die Nachversicherung für die Zeit von 1929 bis

1954 allein nach 5 18 AVG in der im Jahre 1954 geltenden

Fassung i„Voi„ der VO über die Nachentriehtung von Bei-

trägen für beitragsfreie Personen vom 46 Oktober 1950

(RGB1 I 459) idF der VO vom 5° Februar 1952 (BGBl I 64)

_ 6 _
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Ä*—VO vom %. Oktober 1930/5„ Februar 1952 — zu
beurtéilenQ7Ü5”

;1Da der Ehemann der Klägerin am 14„ Juli 1954
aus seiner

;3nach % ll Abs° 1 AVG aF versicherungsfreien Beschäftigung

; als Dienstordnungsangestellter bei der Norddeutschen 7/5-
”gMetall—Berufsgenossenschaft in eine wiederum versicherungs— f

1äfreie Tätigkeit übergewechselt sei, sei die Nachver— f*üfo;‘l

{Asicherung nach 5 18 Abs„ 6 AVG aF aufgeschoben gewesen. J27""

V;und dann mit der Gewährung einer lebenslänglichen Ver—
£fsorgung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen endgültig

„tentfallen° ' ' '

; Gegen das Urteil hat die Klägerin Revision eingelegt. Sie €1k
* rügt, das angefochtene Urteil beruhe nicht nur auf der ‚_:

f;Nichtanwendung des 5 9 AVG i„V„m° Art° 2 @4 Abs° 2 AnVNG‚ILQ‘

{ sondern auch auf der unrichtigen Anwendung des 5 18 AVG 'h’

ffaF‚ Sie macht sich die vom SG vertretene Rechtsauffassung
"zu eigen und führt ergänzend aus, die begehrte Nachver—H>„n;gi

ifsicherung sei auch nach % 2 der VO über die Durchführung
_■_der Nachversicherung in Härtefällen (Nachversicherungs—r;;3feü

Härteverordnune—NHV—)vom280Juli 1959(BGBlI 550)be—
gründet°

‚ „ ' . „..„ „v — „‚

Die Klägerin beantragt sinngemäß‚ das angefbchtene Urteil '
aufzuheben und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil_3j;

des SG 5tuttgart vom 20„ Dezember 1967 zurückzuweisena‘ " ‘

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen° Sie V*ij

hält das angefochtene Urteil für‘zutrei‘i‘end° :}.Ü3Q3g“3_v

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne
_

mündliche Verhandlung durch Urteil einverstanden erklärte_jfff

.l‚\
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II

‘ Die Revision der Klägerin ist nicht begründet°

Der Klägerin steht — wie das LSG zutreffend entschieden

hat - kein Anspruch auf Nachversicherung ihres Ehemannes
für die Zeit seiner versicherungsfreien Beschäftigung vom
l° April 1929 bis zum 14° Juli 1954 zu°
Für die Berechnung des Witwengeldes der Klägerin‚ das sie

auf Grund des Gesetzes zu Arte 151 GG bezieht‚ ist zwar

mit Wirkung vom 1° Januar 1967 an auch die Zeit vom 19 Mai

1920 bis zum 14° Juli 1954 wieder als ruhegehaltsfähige

Dienstzeit zu 2/5 berücksichtigt° Aus diesem Grunde kann

aber nicht — wie die Beklagte meint — die hier streitige

Rechtsfrage unentschieden bleiben‚ ob der Ehemann der

Klägerin für die Zeit vom l° April 1929 bis zum 14° Juli

1954 deshalb in der AV nachzuversichern ist, weil die
V VKlägerin auf Grund dieser versicherungsfreien Beschäfti—

gung ihres Ehemannes keine Versorgung nach beamtenrecht— ]

lichen Grundsätzen erhält oder weil diese Zeit bei ihrem

ersten und dem späteren Witwengeld nach dem G 151 nicht

voll und zeitweilig sogar überhaupt nicht berücksichtigt

worden ist° Einmal ist diese Zeit nur zu 2/5 angerechnet

werden‚ zum anderen nur für das Witwengeld vom 1° Januar"

1967 und nicht bereits vom 1‚ September 1955 an° Schließ—

lich erhält die Klägerin Hinterbliebenenversorgung nach

beamtenrechtlichen Grundsätzen nur aus der versicherunge—

£reien Tätigkeit ihres Ehemannes als Berufsoffizier, nicht

aber aus seiner versicherungsfreien Beschäftigung alsü

Dienstordnungsangestellter, worin sie ebenfalls den Grund

für die begehrte Nachversicherung sieht° Die Anrechnung

der Zeit vom 1° Mai 1920 bis zum 14° Juli 1954 als ruhe—

gehaltsfähige Dienstzeit ist ausserdem ohne Rücksicht da—

rauf erfolgt„ daß der Lhemann der Klägerin in der Zeit

vom 1° April 1929 bis zum 14° Juli 1954 versicherungs-4

frei beschäftigt_gewesen ist°

_ 8 _
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1Zu der Frage, nach welchem Recht der von der Klägerin erhobene

Nachversicherungsanspruch zu beurteilen ist, hat das LSG die
iAuffassung

vertreten, die Voraussetzungen der Nachversicherung

jseien den rechtlichen Bestimmungen zu entnehmen, die beim

Eintritt des Nachversicherungsfalls gegoltenhätten° Deshalb

sei die Nachversicherung für die hier streitige Zeit von 1929
bis 1954 allein nach 9 18 AVG aF, also in der im Jahre 1954

‚geltenden Fassung iVm der VO vom 4, Oktober 1950/5° Februar

„1952 zu beurteilen, In dieser Allgemeinheit kann dem 3edoch
„

nicht beigepfliehtet werden„ Der Nachversicherungsfall tritt,

wie der Senat zu dem geltenden Recht ausgesprochen hat, mit

dem unversorgten Ausscheiden des Beschäftigten aus der ver—
sicherungsfreien Beschäftigung kraft Gesetzes ungeachtet

dessen ein, ob die Beiträge sofort nachzuentrichten sind oder

ob die Nachentrichtung der Beiträge aufgeschoben ist (BSG 52,

71, 72 und 76, 79)° Dies gilt auch für das Nachversicherungs—

recht vor dem Inkrafttreten der Neuregelungsgesetze° Das Ge—.R

setz hat im Nächversicherungsrecht insbesondere in den Über—„?

gangsvorschriften wiederholt Fälle geregelt, in denen die * 'J

Nachversicherung aus früheren Nachversicherungsfällen ange—
}

'ordnet worden ist, obgleich
zur Zeit des Eintritts des Nach— fi

verSicherungsfalles nach dem zu seiner Zeit geltenden Recht
@

die Nachversicherung nicht durchzuführen war, wie auch Fälle,
;kin denen nach dem Recht zur Zeit des Eintritts des Nachver—

siCherungsfalles die Nachversicherung zu erfolgen, nach neuem

Recht aber zu unterbleiben hat (vgl° Art° 5 des Änderungsge—
__

setzes vom 29° März 1928; Art° 25 der 1° Vereian0 vom
17°März:

1945;.Nr„ 5 der_SVANro 14; Art, 2 @4 Abs° 2 AnVNG)°Vielmehr
gilt im Nachversicherungsrecht der auch sonst für die Rechts—

_anwendung allgemein anerkannte Grundsatz, daß in der Regel,
FdÄh°

wenn das Gesetz nicht ausdrücklich etwasänderes anord—

net, das Recht anzuwenden ist, das in dem Zeitpunkt in Kraft

war.und gegolten hat, in dem der tatsächliche Sachverhalt

’eingetreten_ist, aus dem Rechtsfolgen hergeleitet werden°
„_Deshalb kommt es für den Nachversicherungsanspruch der Klä—

gerin zunächst darauf an, welche Rechtsfolgen das Gesetz an
das Ausscheiden ihres Ehemannes aus dessen erster ver—

‚_?
sicherung8freien Beschäftigung am 14° Juli 1954 und seinean355
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Übertritt in eine ebenfalls versicherungsfreie Tätigkeit als

Berufsoffizier am 15° Juli 1954 nach dem damals geltenden

Recht geknüpft‚hat, sodann welche Rechtslage sein Ausscheiden

aus der zweiten versicherungsfreien Tätigkeit infolge seines

Todes am 5° Juni 1940 nach dem zu dieser Zeit geltenden Nach—

versicherungsrecht zur Folge hatte, und schließlich, ob das

seit 1940 in Kraft getretene Recht den Nachversicherungsan—

spruch rechtfertigt°

Der Ehemann der Klägerin war am 14° Juli 1954 aus der ver—

sicherungsfreien Beschäftigung als Dienstordnungsangestellter

der Norddeutschen Metal1—Berufsgenossenschaft ausgeschieden,

ohne daß Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente oder eine gleich—

wertige Leistung auf Grund dieses Beschäftigungsverhält-

nisses gewährt wurde° Nach dem im Zeitpunkt dieses Aus—

scheidens geltenden @ 18 Abs° 1 AVG aF waren für die Zeit

seiner versicherungsfreien Beschäftigung, hährend der er
4

sonst versicherungspflichtig gewesen wäre, Beiträge nach- f-

zucntrichten° Da er aber am 15° Juli 1954 in eine andere
. _

ebenfalls versicherungsfreie Beschäftigung übergetreten ist,; 1

waren die Beiträge nach dem damals geltenden % 18 Abs° 6
4

H

Satz 1 und 5 AVG aF erst dann nachzuentrichten, wenn beim 1

Ausscheiden aus der zweiten oder sich anschließenden weite—

ren versicherungsfreien Beschäftigung ebenfalls nicht Ruhe-

geld oder Hinterbliebenenrente (@ 11 AVG aF) oder eine

gleichwertige Leistung gewährt wird„ Der Nachversicherungs—

fall ist also am 14" Juli 1954 eingetreteno Da die Nach-{
„

entrichtung der Beiträge aber aufgeschoben war, war - wie

der Senat zu @125 AVG(= 3 1405 RVG)bereits entschieden.}
hat — die Pflicht des Arbeitgebers zur Nachentrichtung der

Beiträge in diesem Zeitpunkt noch nicht begründet; sie

entstand erst, wenn beim Wegfall des Aufschubgrundes die

Voraussetzungen zur Durchführung der Nachversicherung

noch gegeben waren (BSG 52, 76‚ 85)° Im Hinblick auf die

hier in Betracht kommende‚ im wesentlichen überein—

stimmende gesetzliche Regelung in S 125 Abs° 2 AVG nF

und € 18 Abs° 6 Satz 5 AVGaF hat diese Rechtslage auch
nach dem früheren Recht bestanden° Der Aufschub erfolgte

dabei unabhängig davon‚ ob die vorangegangene versicherunge-

freie Beschäftigung auf die Dienstzeit in der neuen verakhaamgs—
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freien_Tätigkeit angerechnet wurde oder nicht (Brack—B'Üf

mann‚ Handbuch der Sozialversicherung, 8° 626 o VI)°

Ilnfolge seines Todes ist der Ehemann der Klägerin am
5° Juni 4940 aus der zweiten versicherungsfreien

Beschäftigung, die den Aufschub der Nachentrichtung

der Beiträge für die Zeit der ersten versicherungs—

freien Beschäftigung begründet hatte‚ ausgeschiedenu

Zu diesem Zeitpunkt galt weiterhin %48 Abs„ 6 Satz 5‘
AVG aF° Die Beiträge für die Zeit der ersten versiche—

rungsfreien Beschäftigung vom 4° April 4929 bis zum
44° Juli 4934 wären daher nunmehr zu entrichten ge—

wesen? wenn bei seinem Ausscheiden am 5° Juni 4940

Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente oder eine gleich—

wertige Leistung auf Grund des letzten versicherungs—

freien Beschäftigungsverhältnisses nicht gewährt werden

wäre° Die Klägerin hat aber damals im Jahre 4940 nach_g]?i
dem Tod ihres Ehemannes auf Grund seiner letzten ver—„Lit

sicherungsfreien Beschäftigung Hinterbliebenenver— ””’7‘3"

sorgung für sich und ihre Kinder erhalten„ Damit war

zwar der Aufschubgrund des 5 48 Abs° 6 AVGaF weg—Z}Äifffi

gefallen‚ die Voraussetzungen für die Durchführung *” „%6

der Nachversicherung waren aber nicht mehr gegeben,'

so daß die Nachversicherung auch nicht durchzuführen
“}

war und mithin eine Pflicht des Arbeitgebers? die

Beiträge für die streitige Zeit nachzuentrichten9

_nicht entstanden war°

Zu Recht ist das LSG der vom SG und der Revision ver—
tretenen Auffassung entgegengetreten‚ sowohl nach dem„Ü‚fi

früheren als auch nach dem geltenden Recht sei die "}

Nachversicherung für die Zeit einer vorangegangenen

versicherungsfreien Beschäftigung dann durchzuführen‚“‘*‘

wenn Hinterbliebenenversorgung nach beamtenrechtlichen

Grundsätzen nur auf Grund des zuletzt ausgeübten ver—_ gf:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


.../[’]-

sicherungsfreien Beschäftigungsverhältnisses, nicht

aber aus dem vorangegangenen gewährt wird„ Zwar wird

diese Recht3auffassung auch im SChrifttum vertreten

(BrackmannaaO, 3° 626 m IV u„ 3° 626 q IV; offenbar
auch Jantz/Zweng, Rentenversicherung, 2. Aufl., Anm„

zu 5 4252 RVG, S. 145). Sie findet jedoch in den ge—
setzlichen Vorschriften über die Nachversicherung keine

hinreichende Grundlage. Aus dem Wortlaut der gesetz—

lichen Vorschriften über die Nachversicherung, ihrem
.Sinn und Zweck und der geschichtlichen Entwicklung des

Nachversicherungsrechts ergibt sich im Gegenteil, daß

die Nachentrichtung von Beiträgen für die Zeit einer

früheren versicherungsfreien Beschäftigung auch dann
..

nicht zu erfolgen hat, wenn die Versorgung nur auf
'Grund der zuletzt ausgeübten, nicht aber aus der voran—

gegangenen versicherungsfreien Beschäftigung gewährt

wird (so auch Hanow—Lehmann—Bogs, aaO Rdnr° ? zu 5
4

1252 EVO; Rdnr. 8 zu 5 1405 EVO). ' ‘

Der Ansicht des SG und der Revision kann nicht beige—

treten werden, der Gesetzgeber habe mit der Nächver—

sicherung den Zweck verfolgt, Zeiten der versicherungs—

freien Beschäftigung stets dann in den gesetzlichen

Rentenversicherungen zu berücksichtigen, wenn aus
ihnen eine Versorgung nach beamtenrechtlichen Vor—

schriften oder Grundsätzen nicht gewährt wird, weil

eine genügende Mindestsicherung insbesondere gegen die

Folgen des Alters nach dem Aufbau der gesetzlichen Ren—

tenversicherung und der beamtenrechtlichen Versorgung *

nur bei einem voll mit anrechnungsfähigen Versicherungs—■

oder Versorgungszeiten belegten Arbeitsleben gewähr—

leistet sei. Dieser Gesichtspunkt hat bei der gesetz—

lichen Einführung der Nachversicherung beim Ausscheiden

aus einer versicherungsfreien Beschäftigung keine Rolle

gespielt und ebenfalls nicht bei der Einführung des
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ilfi'5ä-’5'2'—

{Aufschubs der Nechentrichtung von Beiträgen beim Über? "

;'tritt- in eine andere ebenfalls versicherungSfreie Be—ÜHV
'schäftigurig° Auch bei der Späteren gesetzlichen Fort-„r;j
' entwicklung des Nachversicherungsrechts iSt er nicht
'‚von Bedeutung gewesen. Die Nachversicherung dient

_"vielmehr‚ wie das LSG zutreffend ausgeführt hat, nur'f

dem Zweck, beim Ausfall der Versorgung nach beamten— 9;
_

[ärechtlichen VorSChriften oder Grundsätzen für ver—[};*Ü“V
' sicherungsfreie Beschäftigungszeiten die gesetzliche'

Rentenversicherung eintreten zu lassen, weil der Geé

setzgeber sicherstellen wollte, daß die Berechtigten
„_

entweder einen Anspruch auf Versorgung nach beamten—'„Äf

rechtlichen Grundsätzen oder aber eine Versicherten-f■uii

rente auf Grund der Nachver31cherung erwerben° V‚f'; ?""

"Au's der' Begrundunr 'zuder'
Verordnung uber

den Uber-'?f

tritt aus versicherungsfreier in versicherungspflich- *■i

tige Beschäftigung und umgekehrt vom 15 Februar 1924„';?

_(RGB1 I 62), mit der erstmals eine gesetzliche Rege-. '

lung für den Fall getroffen wurde, daß Personen °hn91}
Versorgung aus einer versioherungsfreien Beschäfti-f■f

gung ausscheiden, mit der also-das Rechtsinstitut

der Nachversicherung geschaffen worden ist (vgl° 'V‚_‚

l-Reichsarbeitsblatt 1924, 95), ergibt sich‚ daßder
Gesetzgeber mit der Einführung der Nachversicherung

dem Umstand abhelfen woll-te, daß die an sich versiche-
„rungspflichtigen Personen, die aus einer versiche_— rüf"f

'irungsfreien Beschäftigung ohne Anspruch auf Versorgung if
ausscheiden‚ sowie ihre Hinterbliebenen regelmäßig ' ""

jedes Schutzes beraubt wären. Durch die Einführung
„‚der Nschversicherung sollte erreicht werden; daß dielfkii

jenigen, die in versicherungsfreier Beschäftigung ge—'ÄÜ'

standen haben, den Arbeitnehmern gleichgestellt verden;f■

die einer versichérungspflichtigen Beschäftigung nach—„;Ä

„gegangen waren (vgl° hierzu Köhler, Das Nachversieheéigff
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rungsrecht 4955„ 46)° Nach dieser ersten gesetzlichen
Regelung über die Nachversicherung waren allerdings’

beim unversorgten Ausscheiden aus der versicherunge—

freien Beschäftigung die Beiträge selbst dann nach—

zuentrichten‚ wenn der Beschäftigte in eine andere

ebenfalls versicherungsfreie Beschäftigung übertrat

(vgl„ hierzu RVA AN ”192?() 27; Hankelmuth‚ Reichsar—

beitsblatt 4928 IV SU 170, 475)„ Gerade dieser Rechts—

zustand ist aber als nicht befriedigend angesehen wor—

den und hat zu der Vorschrift des 5 18 AVG idF des
Änderungsgesetzes vom 29° März 1928 geführt9 die in

Absatz 6 erstmals vorsah‚ daß beim unversorgten Aus—

scheiden aus einer versicherungsfreien Beschäftigung

und Übertritt in eine andere ebenfalls versicherunge-

‘freie Beschäftigung die Beiträge erst dann nachzuent—>
richten waren, wenn beim Ausscheiden aus der zweiten

oder der sich anschließenden weiteren versicherungs-

freien Beschäftigung ebenfalls nicht Ruhegeld oder

Hinterbliebenenrente (@ 41 AVG aF) gewährt wird° Mit

dieser Regelung hat der Gesetzgeber jedoch‚ wie auch

in dem Wortlaut der Vorschrift zum Ausdruck kommt? '

gerade bezweckt9 abweichend von der bis dahin gelten— „.if
den Rechtslage die effektive Nachversicherung in der

gesetzlichen Rentenversicherung nur dann eingreifen

zu lassen‚ wenn der Ausscheidende aus der letzten

sich anschließenden versicherungsfreien Beschäftigung "

ohne jede Versorgung ausscheidet‚ Der Aufschub der

NaChentriChtung von Beiträgen hat sodann in der VO

vom 40 Oktober 4950/5„ Februar 1952 seine ergänzende,

Ausgestaltung gefunden° ‘?

Für die gesetzliche Einführung dieses Aufschubs der-:

_Nachentrichtung der Beiträge beim Überwechseln von

einer versicherungsfreien Beschäftigung zu einer ande-

ren hat sich der Gesetzgeber somit schon damals von dem}
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Gesichtspunkt leiten lassen? daß bei einem solchen '
Übergang noch kein Bedürfnis besteht‚ schon in diesem:‘

Zeitpunkt die künftige Versicherung des Beschäftigten

zu regeln, die Nachzahlung von Beiträgen durch den
„„

ersten Arbeitgeber vielmehr erst gerechtfertigt ist;

wenn der Arbeitnehmer auch bei dem zweiten Arbeit—
‘

geber oder dem folgenden keinen Anspruch auf Ruhegeldl

oder Hinterbliebenenversorgung erwirbt‚ weil in der
_Regel der spätere Arbeitgeber die bei dem früheren'gufgrf

Arbeitgeber verbrachte Dienstzeit anzurechnen pflegt51 i

so daß der Arbeitnehmer für die bei dem ersten Arbeit—

geber verbrachte Dienstzeit bereits einen Au5gleich

erhält; soweit eine solche Anrechnung nicht erfolgt‚

ist der Ausgleich in der Regel dadurch gegeben9 daß

der zweite Arbeitgeber dem Arbeitnehmer mit Rücksicht’f;ff

auf die beim ersten Arbeitgeber verbrachte Dienstzeit
__

eine höhere Stellung überträgt° Deshalb hat bereits "

das Änderungsgesetz vom 29° März 4928 im Falle des '
Übertritts in ein anderes ebenfalls versicherungsfreiesgj}

Beschäftigungsverhältnis die effektive Durchführung

der Nachversicherung davon abhängig gemacht‚ daß auch älp„

aus der zweiten oder sich anschließenden weiteren verä‘

sicherungsfreien Beschäftigung ebenfalls nicht Ruhegeld

oder Hinterbliebenenversorgung oder eine gleichwertige

Leistung gewährt wird (Hankelmuth aaO)°

Allerdings entfiel nach @ 1242a Absc 4 und 5 RVO und
€ 18 Abs„ 1 und 6 AVG idF des Änderungsgesetzes vom
290 März 4928 die Pflicht zur Nachversicherung dann?

wenn das auf Grund der letzten versioherungsfreien
‚„

Beschäftigung gewährte Ruhegeld
oder die Hinterbliebe-__ff

nenrente den Vorschriften des 5 1254 EVO aF oder des '“f3

5 14 AVG aF entsprachen; für invalidenversicherungs—

pflichtige Arbeitnehmer mußte das Ruhegeld oder die

Hinterbliebenenrente also den Mindestbetrag der Renten—
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_ 45 __„

leistungen der Invalidenversicherung nach den Sätzen

der ersten Lohnklasse und für angestelltenversiche—

rungspflichtige Arbeitnehmer den Mindestbetrag der

dem Diensteinkommen entsprechenden Leistung der Ange—

stelltenversicherung erreichen° Insofern war des Unter—

bleiben der Nachversicherung auch beim Ausscheiden aus
der zweiten oder sich anschließenden weiteren versiche—

'rungsfreien Beschäftigung von der Gewährung einer Min—

destversorgung abhängig gemacht (Hankelmuth aaO; Köh—
‚

ler, Das Nachversicherungsrecht 1955 S° 79)° Die Ver—

sorgung mußte dem Beschäftigten also in einer Mindest— ’3"

höhe gewährt werden„ eine Voraussetzung‚ die das gel—

tende Recht nicht mehr enthält (55 9‚ 125 AVG; 55 1252‚
1405 EVO; Brackmann aaO SD 626 m II; Brigmann—Binzgk

Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicheé

rung 1968 S0 57)° Jedoch sah auch das frühere Recht:

nur vor, daß die Nachversicherung für eine vorange—

gangene versicherungsfreie Beschäftigung durch Nach—
_

entrichtung der Beiträge für diese Zeit durchzuführen "

war? wenn die Versorgung auf Grund der letzten ver—'
sicherungsfreien Beschäftigung nicht die Mindesthöhe

des Ruhegeldes oder der Hinterbliebenenrente der In—

validenversicherung oder Angestelltenversicherung

erreichtea Da in diesem Falle die Nechversicherung zu
erfolgen hatte‚ und zwar für alle sich anschließenden'

versicherungsfreien Beschäftigungen‚ auch der letzten9

zeigt dies besonders deutlich, daß es nur auf die Ver—

sorgung auf Grund des letzten versicherungsfreien Be—

schäftigungsverhältnisses ankem‚ nicht aber darauf‚f'

ob Versorgung aus dem vorangegangenen versicherunge—
freien Beschäftigungsverhältnis gewährt wurde oder ob

die Zeit einer vorangegangenen versicherungsfreien Be—

schäftigung bei der Höhe der beamtenrechtlichen Ver«

sorgung berücksichtigt war oder nicht„ Nicht dagegen war
beabsichtigt, denjenigen Personen, die aus einer versiche—
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rungsfreien Beschäftigung ausscheiden‚ durch die Nach-',

versicherung in den gesetzlichen Rentenversicherungen

.eine Mindestleistung in einer Höhe zu.verscheffen9

bei der alle versieherungsfreien Beschäftigungs—

zeiten entweder bei der beamtenrechtlichen Versor-

gung oder bei der Rente dus den Rentenversicherungen

anrechnungsfähig berücksichtigt sind°

Diese gesetzliche Regelung trug auch dem Zweck der

Nachversicherung Rechnung; denn entweder wurde dem

aus der letzten sich anschließenden versicherungsfreien_;;

'Beschäftigung Ausscheidendeh oder seinen Hinterblie— ng;f

benen auf Grund des letzten versicherungsfreien Be- ';ÄM

schäftigungsverhä tnisses eine beamtenrechtliche Ver—

'sorgung in der gesetzlichen Mindesthöhe gewährt9 womit
jede Nachversicherung ausgeschlossen war (BVA EuM 269

144)‚ oder es wer mangels Gewährung einer solchen Ver—
isorgung die Nachversicherung durchzuführen° Damit war

das erreicht, was mit der Nachversichérung allein be—

absichtigt war? nämlich daß der versicherungsfrei
_„_\

Beschäftigte oder seine Hinterbliebenen nicht jedenéijh'

Schutzes beraubt sein sollten° f$g‘.{ ’ '53“1

’Die Nechversicherung des Ehemannes der Klägerin für—“

die Zeit seiner versicherungsfreien Beschäftigung bei

der Norddeutschen MetalléBerufsgenossenschaft vom
1° April 1929 bis zum 14„ Juli 1954 ist demnach im

‚_ _
Jahre 4940 demdamals geltenden Recht entsprechend t„-„;fj
zu Recht unterblieben°

Die seit 1940 in Kraft getretenen gesetzlichen Vor-'Fjef-q

schriften über die Nachversicherung enthalten keine* '
Bestimmung9 nach der die Nachversicherung nachzuholen ”

wäre„ Insbesondere bieten entgegen der Auffassung des «9

SGdie Vorschriften des 5 9 AVGiVmArt° 2 5 4 Abs„2 “„
AnVNG keine Rechtsgrundlage—für den Nachversicherung8— '
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anspruch der Klägerin und ebensowenig die Vorschriften'

der NHV‚ wie die Revision meinta

Zwar schrieben die 4° Vereian0 vom 47° März 4945

in Art„ 25 Abso 2 und die SVA Nr° 44 in Nr„ 5 die Durch—

führung der Nachversicherung auch für Fälle vor‚ in

denen die versicherungsfreie Beschäftigung vor ihrem

Inkrafttreten beendet worden und die Nachentrichtung

der Beiträge unterblieben war° Diese Bestimmungen be—

ziehen sich indessen nicht auf den hier gegebenen Fall;

denn die Nachentrichtung der Beiträge ist nach dem
früheren Recht nicht deshalb im Jahre 4954 unterblie—

ben‚ weil der Ehemann der Klägerin aus seiner versiche—

rungsfreien Beschäftigung bei der Norddeutschen Metall—

Berufsgenossenschaft am 44„ Juli 4954 freiwillig ausge—

schieden war‚ sondern weil wegen seines Übertritts in

eine andere ebenfalls versicherungsfreie Beschäftigung
_die Nachentrichtung der Beiträge aufgeschoben war; im

Jahre.4940 waren die Beiträge nicht nachzuentrichten5
weil auf Grund des letzten sich anschließenden versiche—

rungsfreien Beschäftigungsverhältnisses Hinterbliebenen—

versorgung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen gewährt

worden ist° Die in Nr° 2 Buchst„ c der SVA Nr° 44 für

die Nachholung der Nnchversicherung aufgestellten Voraus-

setzungen sind_also nicht erfüllt° Ebenso fehlt es an
den gesetzlichen Tetbestendsmerkmalen für die Durchfüh—

rung der Nachversicherung nach Art“ 2 5 4 Abs„ 2 AnVNG„

Nach dieser Vorschrift werden Nachversicherungen nachge— 2

holt? die wegen besonderer Hinderungsgründe„ nämlich we—

gen unehrenheften oder ebenfalls wegen freiwilligen AUu“

scheidens aus der versicherungsfreien Beschäftigung, nach

früherem Recht ausgeschlossen waren? die aber nach der

gewandelten Auffassung des Gesetzgebers nachträglich

noch ermöglicht werden sollten (BSG 44‚ 278„ 284; BSG

in SozRNr„ 4 zu Art„ 2 g ; ArVNG(= Art‚ 2 s 4 AnVNG))o
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Aus diesen Gründen war die Nachtersicheruné nach früherem

Recht jedoch nicht unterblieben° Das am 4„ März 4957

in Kraft getretene Nachversicherungsrecht schließt vielmehr

in dem hier gegebenen Fall die Nachentrichtung der Bei—

träge in gleicher Weise aus wie das Recht, das vor seinem

Inkrafttreten gegolten hat (55 9, 125 Abs° 1 Buchst° &,
Abs° 2 AVG; SS 1252 1405 Abs„ 1 Buchst° a‚ Abs° 2 BVD;

Art„ 5 5 7 Satz 2 AnVI-IG) ‘ * " —

Eine Naehverqlcherung auf Grund der NHV vom
28

Juli 4959

bleibt schon deshalb außer Betracht9 weil die Vorschriften

dies er VO sich nur auf solche Fälle beziehen9 in denen

Beschäftigte vor dem 4„ März 1957 aus der versicherungs—

freien Beschäftigung ohne Versorgung ausgeschieden sind

und ihre Nachversicherung nach 5 444 Abs„ 2 Satz 1 des
Deutschen Beamtengesetzes vom 26° Januar 4957 (BGBl I 59)

unterblieben war, was hier ebenfalls nicht zutrifft{)

Die Revision der Klägerin ist aus diesen Gründen zurück—

zuweisen, ' ' ‘ ‘
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